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Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 24° Februar 4969 hin durch

Senatspräsident Dr° L an g k e i t
—Vorsitzender-‚

Bun<hsrichter S p i e l m e y elr und
Bundesrichter Schroeder—Printzen,

Bundessozialrichter Dro Fritzemeyer und
Bundessozialrichter H a h n e r

für Recht erkannt:
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Die Revision der Klägerinnen
gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 240Feb—
ruar1966 wird zurückgewiesen°

Kosten des Revisionsverfahrens haben die Beteiligten

einander nicht zu erstatten°

&nänis ...—.

Die Beteiligten streiten darüber, ob nach altem Recht er-
teilte pauschale Freistellungen von der Versicherungspflicht

gemäß Art° 2 5 5 des Angestelltenvérsicherungs—Néuregelungs—

gesetzes (AnVNG) auch für die erst nach Rechtsänderung be—
gründeten Arbeitsverhältnisse weitergelten und die klagenden

Anstalten demgemäß die für die bei den Anstalten angestellten

Beigeladenen zu 5) bis 6) zur Angestelltenversicherung (AV)

und Arbeitslosenversicherung (ArblV) geforderten Beiträge

zu entrichten habens

Die Beigeladen312u 5) bis 6) gehören zu den Angestellten

der Anstalten, denennach dem28° Februar 4957 bei Ein—
stellung Anwartschaft auf lebenslängliche Versorgung und

Hinterbliebenenversorgung nach beamtenrechtliéhen Grund—

sätzen gewährleistet wurde° Für diesen Personenkreis hatte

auf Antrag der Anstalten der Minister der geistlichen und

Unterric■nangelegenheiten am 18° Oktober 1915 folgenden

Bescheid‘erlassen:

"Nach einer Mitteilung des Herrn Reichskanzlers
(Reichsamt des Inneren) hat der Bundesrat in
seiner Sitzung vom 17° April 1915 aufgrund des
5 14 Nr° 1, 2 des Versicherun sgesetzes für Ange—

stellte beschlossen,daßdie 5 9, 10 Nr° 4, 55 44bis 15 des gedachten Gesetzes gelten mit Wirkung vm
1„-Januar 1915 ab für die Beamten der Anstalt fü?
Epileptische Bethel‚ der Westfälischen Diakonissen—
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anstalt Sarepta und der Westfälischen Dia-
konissenanstalt Nazareth in Bethel9 wenn ihnen
mindestens die in 5 9 bezeichneten Anwartschaf—
ten gewährleistet sind oder sie lediglich für ihren
Beruf ausgebildet werdenc
Aufgrund des 5 9 Abs„ 5 aaO und mit Bezug auf
den Beschluß der Vorstände der drei Anstalten
vom 26O_August 4945 erkenne ich hierdurch an‚
daß den obengedachten Beamten die im 5 9 Abso4
bezeichneten Anwartschaften gewährleistet sind„"

Ein entsprechender Bescheid ist auf Grund des 5 474 der
Reichsversicherungsordnung (EVO) idF vom 49° Juli 4944

entsprechendem Antrag der Anstalten durch den Minister

für Handel und Gewerbe mit Wirkung
vom 4° August 4944

für die Krankenversicherung ergangen„

Mit Bescheid vom 45a Februar 4964 stellte die beklagte

Betriebskrankenkasse (BKK) auf Veranlassung der Beigeladenen

zu 4) Versicherungspflicht der Beigeladenen zu 5) bis 6)
in der AV und ArblV - für die Beigeladene zu 6) auch zur
Krankenversicherung — fest und forderte für die Zeit bis

zum 54„ Januar 4964 von den Anstalten Beiträge in Höhe

von insgesamt 9°250‚82 DM nacho Sie war der AnsiCht‚ die

nach früherem Recht erfolgte Freistellung der Angestellten
der Anstalten in der AV gelte nach dem Inkrafttreten des

AnVNGnicht für die Beigeladena12u 5) bis 6)„ Der Wider—
spruch der Anstalten blieb erfolglos°

Auf ihre Klage hat das Sozialgericht (SG) durch Urteil vom

480 Oktober 4965 antragsgemäß die angefochtenen Bescheide
aufgehoben‚ soweit mit ihnen Beiträge zur AV und zur ArblV

geltend gemacht wurden° Das Landessozialgericht (LSG)

hat der Berufung der Beigeladenen zu 4) und 2) durch Urteil

vom 24° Februar 4966 stattgegebeno Es vertrat unter Bezug—

nahme auf das Urteil des Bundesstialgerichts (BSG) vom

48° Febnuar 4964 (BSG 20‚ 202) die Auffassung„ die Weiter—

geltung der für die AV erteilten pauschalen Freistellungen

seien auf diejenigen Beschäftigten der Anstalten beschränkt‚

die noch vor Erlaß des AnVNG versicherungsfrei geworden seien„

_ 4 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_(4 -..

Nur insoweit sei eine "Freistellung" naeh dem Wortlaut des
Ma 2 5 ; AnVNG"erfolgt" und bestehe ein sChutzwürdiger
Besitzständ, der nach der Übergangsregelung des Art; 2 5 5
AnVNG aufrecht erhalten werden solle° Die Beigeladenen zu

5) bis 6), denen erst nach dem 280 Februar 4957.beamtenrecht—

liche Vérsorgung und Hinterbliebenenversorgung zugesichert

worden seien, fielen nicht unter diesen Personenkreis° Sie

seien daher weder in der AV noch in der ArblV versicherunge—

frei° ' "

Gegen dieses Urteil haben die Anstalten die zugelaSsene ße—

vision eingelegt° Sie machen geltend, der Wortlaut des Art°

2 5 5 AnVNG sei auslegungsbedürftig° Bei dieser Auslegung sei

zu berücksichtigen, daß es sich um Freistellungen handele, die

im Interesse der Arbeitgeber erfolgt seien und ihnen eine

schutzwürdige Rechtsstellung eingeräumt hätten, dieefhalten
bleiben solle, solange kein Widerruf erfolge, Diese Rechts—

position werde beeinträchtigt, wenn die Freistellung auf die

Angestellten begrenzt werde, deren Dienstverhältnise zur

Zeit der Rechtsänderung bereits begründet gewesen seien°
“Durch eine solche Einschränkung würden zudem die Versorgungs—

einrichtungen der Anstalten, die auf den Zuzug jüngerer Mit—

glieder angewiesen seien, für die Zukunft in Frage gestellt°

Diese Einrichtungen seien aber erforderlich, um Personal zu
bekommen und es den—Anstalten zu ermöglichen, den übernommenen
Aufgaben der freien Wohlfahrtspflege nachzukommen° Sie dienten

öffentlichen Aufgabeno Es sei daher anzunehmen, daß der Ge—

setzgeber interessiert gewesen sei, die nach altem Recht be—

stehenden personellen Versorgungsmöglichkeiten zu erhalten°

Die Anstalten haben im übrigen auf ein Schreiben des Bundes—
tagsabgeordneten-Hrzn vom 2oeDezember 4956 verwiesen, Sie

sind der Ansicht, hierin komme zum Ausdruck, daß ihren

Interessen in Art° 2 5 5 AnVNG Rechnung getragen worden sei°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Anstalten haben beantragt‚

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen
vom

249 Februar 4966 sowie die Bescheide der

Beklagten vom 450 Februar 4964 und vom

44° April 4964„ soweit mit ihnen Beiträge

zur Angestellten— und Arbeitslosenversiohe—

rung für die Beigeladenen zu 5) bis 6) ge—v
fordert werden‚ aufzuheben,

hilfsweise„

fest2ustellen9 daß die Voraussetzungen für

die Befreiung von der Versicherungspflioht

nach 5 6 Abs° 4 Ziffer 5'oder 4 des Ange—
stelltenversioherungsgesetzes (AVG) bei den Bei—

geladenen zu 5) bis 6) vorliegen°

Die Beigeladene zu 4) hat beantragt‚

die Revision zurückzüweisen°

Sie hält das Urteil des LSG für zutreffend°

Die Beigeladene zu 2)‚ die Beklagte wie auch die Beige-

ladene zu 5) bis 6) haben keinen Antrag gestellto

II

Die Revision ist unbegrühdctt, Das Berufungsgericht hat_
mit Recht die Bescheide der—Beklagten, mit denen diese
die AnStalten als Arbeitgeberinnen der Beigeladenen zu
5) bis 6) auf Zahlung von

Beiträgen
zur AV und ArblV

in Anspruch nimmt‚be$ätigt°

Die genannten Beigéladenen wurden während der hier,

streitigen Zeiten bei den Anstalten als Ärzte und Lehrer

_ 5 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


im Angestelltenverhältnis beschäftigt und waren unstreitig

Angestellte im Sinne des Versicherungsrechts gemäß 5 5
Absü'4 Nr° 6 AVG in Verbindung mit Gruppe C der Bestimmung

von Berufsgruppen der AV vom 8° März 4924 (BGBl I, 274/440)

idF der Verordnungen vom %, Februar und vom 450 Juli 4927

(BGBl I, 58/222)° Gemäß 5 2 Abs° 4 Nr° 4 AVG waren sie da—
her versicherungspflichtig, soweit sie nicht kraft Ge—

-setzes oder einer auf gesetzlicher Grundlage ergangenen
Rechtsverordnung oder eines Verwaltungsakts befreit waren°

Eine solchaBefreiung besteht hier nicht,

Zu Unrecht berufen sich die Anstalten darauf, daß ihre An—_

gestellten, soweit ihnen Versorgungsanwartschaften gewähr—

leistet worden seien, aufgrund eines Gleichstellungsbe—

schlusses des früheren Bundesrats vom 47° April 4945 in

Verbindung mit einem Gewährleistungsbescheid des damaligen

Ministers der geistlichen und Unterrichtsangelegenheiten vom

48° Oktober 4945 von der Versicherungspflicht in der AV be—

freit worden seien und diese Befreiung kraft ausdrücklicher

gesetzlicher Regelung fortgelte und auch für die Beige—

ladenen zu 5) bis 6) maßgebend seio Zwar ist den Anstalten

nach altem Recht wirksam Befreiung von der Versicherungs—

pflicht zur AV für ihre derzeitigen und zukünftigen beamten«

ähnlichen Beschäftigten erteilt werden, zu denen auch die

Beigeladenen zu 5) bis 6) aufgrund der gewährleisteten Ver—

sorgungsanwartschaften zählen° Diese gehören jedoch nicht

zu denjenigen Angestellten der Anstalten, für die die alte

Freistellung weiter gilt° Mit Inkrafttreten des AnVNG

ist die in 5 4? AVG aF vorgesehene Möglichkeit entfallen,
die Versicherungäreiheit auf Antrag des Arbeitgebers auf

die in dieser Vorschrift genannten Betriebe und Ver—

waltungen auszudehnen ("Gleichstellungsbéscheid")„ Nur in

dem verhältnismäßig engen Rahmen des 5 8 AVG kann nach
geltendem Recht auf Antrag des Arbeitgebers von der Ver—

sicherungspflicht befreit werden° Soweit es sich um die
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Beschäftigung von "Lehrern" oder "Erziehern" handelt,

fallen auch die klagenden Anstalten unter die genannte

Vorschrift; sie haben bei dem Beigeladenen zu 5) für eine

in diesem Verfahren nicht strittige Zeit von dieser Mög—

lichkeit auch Gebrauch gemacht° Hingegen können frühere■

Freistellungen von der Versicherungspflicht auf Antrag des

Arbeitgebers nur nach Maßgabe des Art, 2 5 5 AnVNGfort— '

wi rk en 0

Die genannte VorsChrift erhält jedoch pauschale Freistellungen

nur insoweit aufrecht, als sie vor Rechtsänderung bereits zur

Befreiung von der Versicherungspflicht geführt haben° Der

440 Senat des BSG hat hierzu in seinem Urteil vom 48°Feb-

ruar 4964 (BSG 20, 202) ausgeführt, Art„ 2 5 5 AnVNG sei als
Übergangsvorschrift eng auszulegen; Sinn und Zweck des AnVNG gingen

dahin, die Befreiungsmöglichkeit auf Antrag der Arbeitgeber für

die Zukunft einzuschränkeno Es sei daher geboten, die Vor-

Schrift des Art„ 2 5 3 AnVNGnur auf die Fälle anzuwenden,
die ihr Wortlaut decke° Eine "Freistellung" von der Ver—
sicherungspflicht nach den früheren Vorschriften sei im Sinne

des Art° 2 5 5 AnVNG dann "erfolgt", wenn die Versicherungs—

freiheit aufgrund der früheren Vorschriften bereits be—

standen habe, dc‚h° der Vorgang, der nach früherem Recht die

Versicherungsfreiheit auf Antrag des Arbeitgebers herbeige—

führt habe (Erlaß des Gewährleistungsbescheides der obersten
Landesbehörde — 9 id Abs° 5 AVG aF e unter Bezugnahme auf
den Gleichstellungsbeschluß des Reichsversicherungsamtes:
4347 aF, @ 474 RVO idF vom 1705„4945—), vor dem Inkrafttreten

des AnVNG bereits abgeschlossen gewesen sei, Nur insoweit,

als für einen Angestellten bereits Versicherungsfreiheit

bestanden habe, verbleibe es nach Art° 2.5 5 AnVNG dabei;
'nur insoweit folge das Gesetz dunGedanken der Besitzstands—

wahrung° Dagegen biete Art° 2 5 3 AnVNG keine Rechtsgrundlage
für "■eue" Befreiungen von der Versicherungspflicht in der

AV,
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Diese Grundsätze gelten nicht nur für den vom 440 Senat ent—

schiedenen Fall‚ daß ein Gleichstellungsbeschluß vorliegi‚ ein
Gewährleistungsbescheid vor Rechtsänderung jedoch nicht mehr

ergangen ist7 sondern — wie das LSG zu Recht angenommen hat —
auch im vorliegenden Rechtsstreit, in dem neben einem Gleich—

stellungsbeschluß ein allgemeiner Gewährleistungsbescheid

vorlag° Nach dem in der genannten Entscheidung dargelegtnn

Zweck der Übergangsvorschrift gilt diese nur für solche Ange—

stellten‚ für die bereits vor Inkrafttreten des AnVNG Ver—

sicherungsßeiheit bestanden hat° Sowohl Gleichstellungser—

klärung als auch Gewährleistungsbescheid führten aber noch

nicht zu Freistellungen bestimmter Angestellter von der Ver—

sicherungspflichta sondern schufen nur die Voraussetzung da—

für‚ daß.mit der Begründung eines entsprechenden ver—

sicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses zugleich die

Freistellung von der Versicherungspflicht erfolgte° Das Vor—

liegen eines Beschäftigungsverhätlnisses war somit uner-
läßliche Vorbedingung dafür? daß in Ansehung dieses konkreten

Beschäftigungsverhältnisses eine Freistellung von der

Versicherungspflicht erfolgen konnte°

Zu Unrecht hält die Revision dieser Deutung des Sinngehalts

des Art„ 2 5 5 AnVNG entgegen, dessen Charakter als Über—

gangsvorschrift werde vollauf durch die in ihr vorgesehene

Möglichkeit gewahrt‚ die Freistellung unter bestimmten Vor—

aussetzungen zu widerrufen° Diese Widerrufsmöglichkeit be—

schränkt sich auf die Fälle‚ daß die Voraussetzungen der

Freistellung nicht mehr gegeben sind‚ insbesondere die An—

wartschaft auf lebenslängliche Versorgung und Hinterbliebe—

nenversorgung im Sinne des 5 6 Abs° 4 Nro 5 oder 4 AVG nicht

mehr gewährleistet ist° Diese Ermächtigung zur Abhilfe aus
Gründen der Gefährdung des freigestellten Versicherten würde

aber nichts daran ändern? daß mangels einr solchen Besorgnis

immer wieder Beschäftigungsverhältnisse zugleich mit der

Wirkung der Freistellung von der Versickrungspflicht neu be—

gründet werden könnten? wenn Art° 2 5 5 AnVNG dahin ver—

_9_.
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standen werden müßte‚ daß schon das Vorliegen der allge-

meinen Voraussetzungen — Gleichstellungsbescheid und4

Gewährleistungsbescheid — genüge° Diese "Übergangs"—vor—

schrift erhielte dergestalt die Funktion einer Ausnahme—

norm‚ die zugunsten privilegierter Arbeitgeber einen

Sonderstatus für die Dauer des geltenden Rechts begründen

würde° Das wäre aber — abgesehen von verfassungsmäßigen

Bedenken — ‘weder mit der Zielsetzung des AnVNG noch

mit der Systematik der sonstigen Übergangsregelungen in

Art° 2 AnVNG in Ehklang zu bringen‚ die entweder stich—

tagsmäßig begrenzte Gestaltungsrechte regeln oder ander-

weitig — durch entsprechende Normierung des Sachverhalts —
ihre zeitlich beschränkte Wirkung als Übergangsnorm deut—

lich machen°

Auch die Befürchtung der Klägerinnen, bei einer Beschränkung

des Wirkungsbereiches des Art° 2 5 } AnVNG auf die vor

Inkrafttreten des AnVNG von der Versicherungspflicht frei—

gestellten Angestellten würde der Fortbestand ihrer Ver—

sorgungseinrichtungen, letztlich sogar die Erfüllung der

von ihnen übernommenen'öffentlichen“‚Aufgaben gefährdet,

vermag eine andere Beurteilung der Rechtslage nicht zu
rechtfertigen° Dh Beeinträchtigung ihrer Versorgungsein—

richtungen durch Entzug neuer Mitglieder trifft die An—

stalten in gleicher Weise wie alle Arbeitgeber, denen nach
früherem Recht Einzel— oder Pauschalbefreiungen erteilt

worden sind und die nach den Bestimmungen des AnVNG nicht

mehr zu den begünstigten Arbeigebern gehören; Die Anstalten
haben durch den Gleichstellungs— und Gewährleistungsbescheid

auch nicht im Gegensatz zu anderen Arbeitgebern besondere

Zusicherungen oder irgendein Recht auf den ungefährdeten Be—

stand ihrer Einrichtungen erhalten„ das zu schützen wäre°

Der Bestand ihrer privaten Versorgungseinrichtungen war nicht

eine schutzwürdige Folge, sondern Voraussetzung für die Ge—

währung unéndie begrenzte Weitergeltung der Freistellung° Daß

mit Inkrafttreten des AnVNG neu angestellte Beschäftigte

_’]o_
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versicherungsrechtlich anders als die früher angestellten

behandelt werden, ist ebenfalls ohne Bedeutungc Dieser Um-

stand wäre nur dann erheblich‚ wenner‘gegen den Gleichheits—

grundsatz verstieße° Das ist, wie der 440 Senat (aaO)

ausgeführt hat, wegen der Verschiedenartigkeit der Sach-

verhalte bei den vor und nach Rechtsänderung eingestellten

Beschäftigten nicht der Falle Für die Beigeladenen zu
5) bis 6) kommt somit eine Befreiung von der Versicherungs—

_pflicht zur AV nicht in Betrachto

Die Höhe der geforderten Beitragsleistungen ist zwischen

den Beteiligten unstreitig° Sie läßt eineniBerechnungs—

fehler nicht erkennen° Da nach ausdrücklicher Erklärung

des Prozeßbevollmächtigten der Anstalten auf eine etwaige

Verjährungseinrede zulässigerweise verzichtet worden ist,

kommt eine Kürzung der Forderung infolge Verjährung nicht

'in Betracht° Das Berufungsgericht hat daher zu Recht die

gegen den Beitragsbescheid der Beklagten zur AV gerichtete

Klage abgewiesen° '

Der Entscheidung des LSG ist auch insoweit zu folgen‚ als

es :eine Versicherungspflicht der Beigeladenen zu 5) bis
6) zur ArblV angenommenhat° Für die Beigeladenen zu 5) bis
5) folgt diese aus 5 56 Abs° 4 Nr„ 2 des Gesetzes über Are

beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG)°Diese
Beigeladenen waren aufgrund des AVG pflichtversihert und

unterlagen der Pflicht zur Krankenversicherung nach 5 465

—Abs° 4 Nr° 2 RVO nur deshalb nicht‚ weil sie — wie hier

unstreitig ist — die Jahresarbeitsverdienstgrenze von
7°92o DM überschritten hatten° Als Angestellte in Berufen

der Erziehung‚ des Unterrichts und der Krankenpflege wären

sie — von ihrem Einkommen abgesehen — auch zur Krankenver-

sicherung versicherungspflichtig gewesen; denn es bestand

ebenso wie zur AngeStelltenvasicherung weder eine unmittelbare

gesetzliche Befreiung noch eine Befreiung auf Antrag°
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Wie aus dem unbestrittenen Vorbringen der Beklagten her—

vorgeht‚ war zwar für die in der AV von der Versicherungs—

pflicht freigestellten Beschäftigten der Anstalten auf ihren

Antrag mit Wirkung vom 4° August 4944 nach 5 474 RVG aF
durch den Minister für Handel und Gewerbe auch für die

Krankenversicherung Befreiung erfolgt° Wie dies im einzelnen

vorgenommen wurde und ob sie den an eine wirksame Frei—

stellung zu stellenden Anforderungen genügte‚ steht zwar

nicht fest‚ konnte der Senat jedoch offenlassen° Jedenfalls

können sich die Anstalten auf diese Befreiung nicht mehr

berufen, nachdem @ 474 EVO aF durch Arte 4 Absc 2 und 5 der
4„ Verordnung zur Vereinfachung des Leistungs— und Bei—

tragsrechts in der Sozialversicherung vom 47° März 4945

(BGBl I 44) aufgehoben worden isteBei den in der Kranken—

versicherung nach @@470„ 474 EVO aF erfolgten pauschalen
Frei$tellungen handelte es sich, wie das Reichsversicherungs—

amt ÄRVA) {EntscheNro 5487 in AN 4958, 465) ausgesprochen
hat und auch von Peters (Handbuch der Krankenversicherung‚w

Stand November 4968‚ Bd° 2, 220 Nachtrag, @474 S° 47/485—6)

für den heutigen 5 474 RVG angenommenwird, um einen "Akt
der delegierten Gesetzgebung", eine Rechtsverordnung, bei

der abstrakt auf Dauer ein unbestimmter„ nur nach Gattunge—

merkmalen bezeichneter Personenkreis erfaßt wurdec Diese-

Rechtsverordnung ist jedoch? da keine gesetzesvertretene

Verordnung‚ wie eine Durchführungsverordnung gesetzesabhängig

und deshalb mit dem Außerkrafttreten der Ermächtigungsnorm

des @ 474 RVO hinfällig geworden (vgl° Hans JoWolff‚ Verwaltungs-

recht I, 7„ Aufl„ 4968, 5 27 I b 5 SO 450; Forsthoff, Lehrbuch
des Verwaltungsrechts‚ 4° Bd° Allgemo Teil‚ 9° Aufl„‚ 49669
5 8, SD 4445 445; BGH in DÖV 4955; 6595 BVerwG 4‚ 2597 244)°

Die Versicherungspflicht der Beigekdenen zu 6) zur Arbeits—

losenversicherung folgt gemäß 5 56 Absc 4 Nr° 4 AVAVGaus
ihrer Versicherungspflicht zur

Krankenversicherung, die in dem‘

angefochtenen Bescheid bin&nd festgeste■t worden ist° Der Be-

scheid ist insoweit ausdrücklich nicht beanstand$ worden°
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Auch dem in der Revisionsinstanz gestellten Hilfsantrag der “n—

stalten festzustellen‚ daß die Voraussetzungen für die Be-

freiung von der Versicherungspflicht nach 5 6 Abs, 4 Ziffo }

und 4 AVG bei den Beigeladenen zu 5) bis 6) vorliegen„ konnte

nicht entsprochen werden9 denn es handelt sich insoweit um

eine Klageänderung (% 99 des Sozialgerichtsgesetzes _SGG-)e

die im Revisionsverfahren unzulässig ist (@ 468 SGG)° Durch

den Hilfsantrag wird ein neuer Klagegrund eingeführt, der

— da das LSG insoweit keine Feststellungen getroffen hat und an

auch nicht zu treffen brauche — neue Ermittlungen notwendig

machen würde (vgl° BSG 8, 478, 480)° Nach 5 462 Abs° 2 SGG

hat das BSG nur zu prüfen‚ ob die angefochtene Entscheidung

auf der Nichtanwendung oder unrichtigen Anwendung bestimmter

gesetzlicher Vorschriften beruht° Eine Änderung des Klage—

begohrens in der Revisionsinstanz darf deshalb nicht zur

Folge haben, daß das Revisionsgericht einen Sachverhalt zu

würdigen hat‚ der der Beurteilung durch den Tatsachenrichter

noch nicht unterlag, weil sich die Rechtskontrolle in einem

solchen Fall nicht mehr auf die Entscheidung der Vorinstanz

beschränken würde° Dies widersprüche dem Wesen der Revision

(BSG 48‚ 42, 44)°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5'495 SGGo
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